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 Demografischer Wandel – ändert Zuwanderung den Trend?

Die neue Migration nach Deutschland – 
sozioökonomisch betrachtet
Peter Bartelheimer, Marc Ingo Wolter

Die seit Jahren hohe Zuwanderung nach Deutschland und die aktuelle Flüchtlingsmigration haben Orientierungsmarken der 
demografischen Entwicklung verschoben. Der vorausberechnete Bevölkerungsrückgang findet erst später statt, das Erwerbs-
personenpotenzial ist größer und jünger als erwartet, und es gibt mehr Kinder und Jugendliche im schulpflichtigen bzw. im 
Ausbildungsalter als bisher angenommen. Gleichzeitig wirken langfristige demografische Trends fort. Die ansässige Bevölkerung 
altert, ebenso die Belegschaften in vielen Betrieben, am Arbeitsmarkt gibt es berufsspezifische Engpässe. Welche Rolle spielt 
Migration für die zukünftige sozioökonomische Entwicklung Deutschlands? Bleibt die hohe Zuwanderung der letzten Jahre eine 
Ausnahmesituation? Was bedeutet sie für die Wirtschaft, den Arbeitsmarkt, die öffentlichen Haushalte und die Regionalentwick-
lung? Ein Beitrag aus der Berichterstattung zur sozioökonomischen Entwicklung in Deutschland (www.soeb.de) geht der Frage 
nach, wie man das Zuwanderungspotenzial und seine sozioökonomischen Folgen abschätzen kann.

1.  Bevölkerungsentwicklung – 
Ende der Eindeutigkeit

In der Diskussion über die Bevölke-
rungsentwicklung herrschte lange 
eine klare Arbeitsteilung zwischen der 
Demografie und den übrigen Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften. Die 
demografischen Befunde galten als 
eindeutig: Aus Altersaufbau, Geburten-
häufigkeit und Lebenserwartung ergibt 
sich eine langfristige und beständige 
Schrumpfung und Alterung der deut-
schen Gesellschaft. Soziologische und 
ökonomische Analysen beschäftigen 
sich damit, wie sich Unternehmen, Ar-
beitsmarkt, soziale Sicherungssysteme 
und Kommunen an diese Entwicklun-
gen anpassen.

Dass Deutschland Einwanderungsland 
ist, wurde zwar seit der letzten Zuwan-
derungswelle Anfang der 90er Jahre 
politisch mehrheitlich anerkannt. Doch 
Projektionen des demografischen Wan-
dels gehen weiter davon aus, dass 
die Migration nur sehr eingeschränkte 
Auswirkungen auf die Bevölkerungs-
entwicklung haben kann (Statistisches 
Bundesamt 2016). Die unerwartet hohe 
Zuwanderung nach Deutschland in den 
Jahren 2014 und 2015 gibt Anlass, die-
se demografische Grundüberzeugung 
zu überprüfen. Dass Prognosen unsi-
cherer werden und der Korridor mögli-
cher Entwicklungen breiter wird, verleiht 
auch der Forderung nach einer stärker 
interdisziplinär ausgerichteten Bevölke-
rungswissenschaft neue Aktualität, die 

den demografischen Wandel nicht als 
„unaufhaltsames Schicksal“ voraussetzt, 
sondern ihn selbst zum Gegenstand 
ökonomischer und soziologischer Analy-
sen macht (Kaufmann 2005: 36 ff., 167). 

Der Dritte Bericht zur sozioökonomi-
schen Entwicklung in Deutschland 
(soeb 3) nutzt ein in Zusammenarbeit mit 
der Gesellschaft für wirtschaftliche Struk-
turforschung (GWS) entwickeltes System 
der sozioökonomischen Modellierung, 
um Einflussfaktoren und ihre Wirkun-
gen zu identifizieren und um alternative 
Entwicklungsszenarien zu vergleichen. 
Sozialwissenschaftliche Umfragedaten 
und Datensätze der Arbeitsmarktstatistik 
werden herangezogen, um die hoch ag-
gregierten Daten der ökonometrischen 

Abb. 1: Auswanderer aus Österreich-Ungarn bei der Abreise in Triest zu Beginn des 20. Jahrhunderts (links); Flüchtlinge in Ungarn 
in der Nähe der serbischen Grenze 2015 (rechts)

Q
ue

lle
: S

ie
he

 Im
pr

es
su

m
, S

. 2
4

http://www.soeb.de


• • • • 8 • • • •

• • • • SCHWERPUNKT MIGRATION, DEMOGRAFIE, ARBEIT • • • •

Modelle auszudifferenzieren und durch 
Verteilungsinformationen zu ergänzen. 
Die Bevölkerungs- und Haushaltsent-
wicklung ist ins Modell integriert. Welche 
Bedeutung wird die Zuwanderung für 
die zu modellierende sozioökonomische 
Entwicklung haben? 

Eine neue amtliche Bevölkerungs-
voraus berechnung

Viele politische Diskussionen und Ent-
scheidungen der letzten Jahre, etwa die 
Rentenreform, Reformen der Kranken- 
und Pflegeversicherung, die Demogra-
fiestrategie und das Fachkräftekonzept 
der Bundesregierung beruhen auf der 
Bevölkerungsvorausberechnung der 
amtlichen Statistik. Seit April 2015 liegt 
eine neue Projektion bis 2060 vor. Die 
letzte, 2009 veröffentlichte Prognose 
ging noch davon aus, dass sich die 
jährlichen Wanderungsgewinne, also 
der Saldo von Zuzügen und Wegzügen, 
in einem Korridor zwischen 100.000 
und 200.000 bewegen würden. Doch 
nach 2010 begann eine neue Phase 
der Migration nach Deutschland, die 
Zahlen liefen diesen Annahmen davon. 
Die aktuelle 13. Koordinierte Bevölke-
rungsvorausberechnung (Statistisches 
Bundesamt 2015a) nimmt nun für 2014 
und 2015 eine Nettozuwanderung von 

je 500.000 Personen an, die dann bis 
2020 wieder sinkt. Sie berücksichtigt 
zudem den durch den Zensus 2011 
korrigierten Bevölkerungsstand. Nach 
der Prognosevariante 2 „Kontinuität bei 
stärkerer Zuwanderung“ bleiben Trends 
der natürlichen Bevölkerungsbewegung 
(Geburtenrate von 1,4 Kindern je Frau, 
weiter zunehmende Lebenserwartung) 

stabil. Als Zuwanderung wird ab 
2021 ein Wanderungssaldo von noch 
200.000 angenommen.

Bereits diese konservativen Annah-
men ändern das fest gefügte Bild einer 
schrumpfenden und alternden Gesell-
schaft: Die Bevölkerung wird danach 
noch bis 2020 wachsen, und noch 
2030 werden in Deutschland mit 80,9 
Millionen mehr Menschen leben als im 
Zensusjahr 2011. Die bildungspolitisch 
wichtige Zahl der Kinder unter 15 Jahren 
stabilisiert sich bis 2030, und die Bevöl-
kerung im Erwerbsalter von 20 bis unter 
65 Jahren geht erst nach 2020 zurück. 

Eine neue Phase der 
Zuwanderung

Dass die aktuell hohe Zuwanderung 
die demografischen Trends der Alte-
rung und Schrumpfung nicht umkehrt, 
sondern nur verschieben kann, trifft si-
cher weiterhin für eine langfristige Vo-
rausberechnung bis 2060 zu. Nur: Für 
den besser absehbaren und politisch 
gestaltbaren Zeitraum bis 2030 ist der 
Befund weniger eindeutig.

Die Migrationsrealität hat bereits 2014 
auch die angepassten Annahmen der 
amtlichen Statistik wieder überholt 

(Statistisches Bundesamt 2015b), und 
für die ersten neun Monate des Jahres 
2015 weist das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge bereits eine Nettozu-
wanderung von 830.000 ausländischen 
Staatsangehörigen aus (BAMF 2016). 

Bereits 2014 kamen nach dem Auslän-
derzentralregister 1,1 Mio. Personen 

mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
nach Deutschland. Die Nettozuwande-
rung von etwa 700.000 entfiel zur Hälfte 
auf EU-Binnenwanderung: zu etwa 40 
Prozent auf die Länder, die in die Os-
terweiterung der Europäischen Union 
(EU) einbezogen wurden und für die 
seit kurzem uneingeschränkte Arbeit-
nehmerfreizügigkeit gilt, zu etwa 8 Pro-
zent auf die von der Wirtschafts- und 
Schuldenkrise besonders betroffenen 
südeuropäischen EU-Länder Griechen-
land, Italien, Portugal und Spanien (sog. 
„GIPS-Staaten“). Die Herkunftsländer 
der Fluchtmigration – insbesondere Sy-
rien, Afghanistan und Irak – trugen mit 
einem Drittel zur Nettozuwanderung bei. 
Ihr Anteil ist weiter gestiegen: 2015 wur-
den im EASY-System des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge 1,1 Millio-
nen Flüchtlinge neu erfasst, die zu etwa 
39 Prozent aus Syrien kamen. Die sozi-
oökonomische Modellierung geht der-
zeit für den Zeitraum 2015 bis 2020 von 
2,0 Mio. zuwandernden Flüchtlingen 
aus, von denen bei einer durchschnitt-
lichen Schutzquote von 65 Prozent 1,5 
Millionen dauerhaft in Deutschland blei-
ben könnten (Sonnenburg/Stöver et al. 
2016). Dabei ist bereits berücksichtigt, 
dass die Grenzschließungen zum Bal-
kan und die Einigung der EU mit der 
Türkei die Flüchtlingszahlen zumindest 
vorübergehend deutlich absenken. Die 
letzten veröffentlichten Modelle des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) der Bundesagentur für 
Arbeit nehmen für 2015 und 2016 noch 
eine Fluchtmigration von jeweils einer 
Million Personen an (IAB 2015a, 2015b). 

Potenzial für anhaltend 
hohe Zuwanderung

Um die Wirkung der Zuwanderung bes-
ser zu berücksichtigen, sind genauere 
Modelle erforderlich. Zum einen trifft 
die amtliche Bevölkerungsvorausbe-
rechnung nur Annahmen zum Wande-
rungssaldo. Projektionen sollten aber 
schon wegen der unterschiedlichen 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten 
Zu- und Abwanderung getrennt ab-
schätzen. Zum anderen unterstellen 
die vom Statistischen Bundesamt be-
rechneten Varianten weiter eine vorü-
bergehende Ausnahmesituation. Der 
als Variante „stärkerer Zuwanderung“ 
für die Zeit nach 2021 angenommene 

Abb. 2: Flüchtlingstrecks von Schwarzmeerdeutschen 1944 in Ungarn (links); Immi-
grant/innen beim österreichisch-deutschen Grenzübergang Wegscheid 2015 (rechts)
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Wanderungssaldo von 200.000 ent-
spricht einem Durchschnittswert von 
1954 bis 2013. Schon wenn man statt-
dessen den kürzeren Stützzeitraum von 
der Wiedervereinigung bis 2014 zugrun-
de legte, wäre ein höherer Durchschnitt 
von 246.000 in die Rechnung einzustel-
len. Da aber das Wanderungsgesche-
hen starken Schwankungen unterliegt, 
verdeckt der Durchschnitt die Triebkräf-
te der neuen Migrationsperiode. 

Zum einen ist zu berücksichtigen, dass 
Deutschland die Krise des Jahres 2009 
besser bewältigt hat als andere Staa-
ten und der deutsche Arbeitsmarkt sich 
seither positiv entwickelt. Auch wenn die 
Zuwanderung in den letzten Jahrzehn-
ten nicht mehr so eng der Arbeitsmarkt-
konjunktur folgt wie in Westdeutschland 
bis 1990, entwickeln sich seit 2010 Be-
schäftigung und Zuwanderung deutlich 
in die gleiche Richtung. Allerdings hat 
der Zuwachs der Anzahl der Erwerbstä-
tigen bereits früher begonnen. Seit 2006 
sind die Veränderungsraten positiv. Das 
gilt selbst im Krisenjahr 2009. Deutsch-
land ist schon aus ökonomischen Grün-
den ein bevorzugtes Zielland für Migra-
tion (vgl. Diagramm 1).

Zum anderen ist zu fragen, wie lange 
die Ursachen für Arbeits- und Flucht-
migration in den Herkunftsländern an-
halten können. Für eine Projektion kön-
nen wenigstens drei länderspezifische 

Migrationsdynamiken unterschieden 
werden (vgl. Gorodetski/ Mönnig et al. 
2016):
 – Für Länder mit einem vorwiegend 

demografischen Auswanderungs-
potenzial wird die Alterszusam-
mensetzung als entscheidende 
Einflussgröße für die zukünftige Zu-
wanderung angenommen.

 – Für Länder mit vorwiegend sozio-
ökonomischen Wanderungsmotiven 
kann projiziert werden, wie sich das 
wirtschaftliche Gefälle zwischen der 
Entwicklung in Deutschland und im 
Herkunftsland entwickelt. 

 – In Ländern mit vorwiegend politisch 
bedingtem Wanderungspotenzial 
ist heute davon auszugehen, dass 
Fluchtgründe wie Krieg, Bürger-
krieg, Verfolgung fortbestehen.

Für die mit Abstand größte Gruppe der 
Länder, die wenig zur Zuwanderung 
nach Deutschland beitragen und geringe 
Migrationsdynamik aufweisen, können 
die Auswanderungsquoten von 2007 
bis 2014 nach Alter und Geschlecht 
fortgeschrieben werden. Für 17 europä-
ische Länder, darunter die meisten Län-
der der EU-Osterweiterung sowie die 
„GIPS-Staaten“ Südeuropas, ergeben 
die Ländermodelle ein künftig wieder 
abnehmendes wirtschaftliches Gefälle 
zu Deutschland, sodass die sozioökono-
misch motivierte Zuwanderung wieder 
auf den langfristigen länderspezifischen 

Durchschnitt absinken dürfte. Bei 17 
Ländern dagegen werden anhaltend 
hohe Auswanderungsquoten angenom-
men; hierzu zählen vor allem politisch 
instabile Staaten, aber aus sozioökono-
mischen Gründen auch Rumänien und – 
aufgrund der Annahme, dass sich Hand-
lungsbeziehungen weiter vertiefen – für 
die USA und Kanada. 

Das auf diese Weise geschätzte Poten-
zial der Zuwanderung nach Deutsch-
land läge nach der beschriebenen Pro-
jektion 2030 nur um 8,5 Prozent unter 
der 2014 beobachteten Zuwanderung. 
Dabei würde sich die Zusammenset-
zung des Migrationspotenzials deutlich 
ändern: Afrika und Vorderasien werden 
als Herkunftsregionen an Bedeutung 
gewinnen, bei der EU-Binnenmigration 
wird nur aus Rumänien eine steigende 
Zuwanderung erwartet. 

Bereits die Zuwanderung der letzten 
Jahre hat die Gesellschaft polarisiert 
und scharfe politische Gegenbewe-
gungen auf den Plan gerufen. Ob es 
zu weiterer Zuwanderung in Millionen-
höhe kommt, wird daher auch von po-
litischen Entscheidungen abhängen: 
Wie realistisch ist Abschottungspolitik? 
Wie wird Zuwanderung im EU-Rahmen 
politisch reguliert? Wie wird der Fami-
liennachzug geregelt? Welche Erfolge 
haben Friedensbemühungen und Kon-
fliktlösung in den Fluchtländern? Dass 
die Migration von selbst auf ein quasi 
natürliches, langfristiges Durchschnitts-
niveau zurückgeht, ist aber vorläufig 
keine realistische Annahme.

In der Vergangenheit folgte auf hohe 
Zuwanderung – außer bei den Spätaus-
siedlern Anfang der 90er Jahre – zeitver-
setzt stets eine hohe Rückwanderung. 
2013 wanderten 49 Prozent der Zuwan-
derer binnen eines Jahres wieder aus 
(BAMF 2015: 112). Für die erwerbs- oder 
ausbildungsorientierte EU-Binnenmigra-
tion hängt die Aufenthaltsdauer von der 
sozioökonomischen Entwicklung ab, für 
die Zuwanderung aus Drittstaaten wird 
sie durch die gewährten Aufenthaltstitel 
und die Schutzquoten von Flüchtlin-
gen migrationspolitisch reguliert. Doch 
hohe Zuwanderung kann auch dann 
die Bevölkerungszusammensetzung 
verändern, wenn ihr hohe Abwande-
rung folgt: Die Zuwanderer sind jünger 

Diagramm 1: Zuwanderung und Arbeitsmarktkonjunktur
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als die ansässige Bevölkerung, und die 
verschiedenen Gruppen bleiben unter-
schiedlich lange in Deutschland. 2014 
lag der Anteil der Zuwanderer unter 25 
Jahren mit knapp 40 Prozent um das 
Doppelte über dem Anteil der Alters-
gruppe im Bevölkerungsbestand (24 
Prozent). Dass sich selbst bei einem 
langfristig sinkenden Wanderungssaldo 
der Altersaufbau der Bevölkerung ver-
jüngen kann, hat Konsequenzen für das 
Bildungssystem und den Arbeitsmarkt. 

2.  Sozioökonomische Folgen 
der Zuwanderung

Höhere Zuwanderung wirkt gesamt-
wirtschaftlich belebend (Sonnenburg/
Stöver et al. 2016, Stöver/Wolter 2015). 
Wesentliche Wirkungskanäle sind die 
höhere private und staatliche Nach-
frage nach Konsumgütern, höhere 
Wohnungsbauinvestitionen und ein 
größeres Produktionspotenzial wegen 
eines wachsenden Erwerbspersonen-
potenzials. Auch für die Fluchtmigration 
gilt: Transferzahlungen und Versorgung 
belasten die öffentlichen Haushalte, 
lösen jedoch zugleich Nachfrage und 
Beschäftigung aus. Die Teilhabeeffek-
te für die Zugewanderten und die so-
zioökonomischen Wirkungen hängen 
allerdings wesentlich von der Quali-
tät der Erwerbsbeteiligung und der 

Wohnungsversorgung ab  – Größen, 
die migrationspolitischer Gestaltung 
unterliegen. Zudem gibt es viele Unbe-
kannte, die eine genauere Modellierung 
der Effekte erschweren. Daher hat der 
Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten 
für „evidenzbasierte Analysen und wis-
senschaftliche Beratung“ zur Flücht-
lingszuwanderung einen „besseren 
Zugang der Wissenschaft zu den vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) erhobenen Daten“ gefordert 
(RatSWD 2015). 

Übergänge in Ausbildung 
und Erwerbstätigkeit

Wie wirkt die Zuwanderung auf das Be-
schäftigungssystem? Für die Analyse 
sind Nachfrageeffekte, Angebotseffekte 
und Integrationseffekte zu unterschei-
den (BA-Statistik 2016, Sonnenburg/
Stöver et al. 2016). 

Aufgrund von Nachfrageeffekten wird 
bis 2020 im Baugewerbe, bis 2030 in 
der öffentlichen Verwaltung, im Bil-
dungssystem und anderen Dienstleis-
tungssektoren die Beschäftigung deut-
lich über den bisherigen Annahmen 
liegen (Stöver/Wolter 2015).

Unter Berücksichtigung von Al-
tersstruktur, Erwerbsverhalten und 

Wegzügen würde die vom IAB ange-
nommene Nettozuwanderung von je-
weils einer Million in 2015 und 2016 
(vgl. oben) das Arbeitskraftangebot um 
etwa 930.000 Personen erhöhen (IAB 
2015a). Der Angebotseffekt der Migra-
tion wirkt stärker als die demografi-
sche Alterung und als der „Verhalten-
seffekt“ zunehmender Erwerbstätigkeit 
von Frauen und Älteren (vgl. Fuchs/
Kubis et al. 2015), so dass nach den 
IAB-Annahmen das Erwerbsperso-
nenpotenzial unter Berücksichtigung 
gegenläufiger Effekte insgesamt um 
430.000 steigen würde: Die negative 
Wirkung der Alterung wird gedämpft, 
anfangs sogar überkompensiert, und 
der demografische Rückgang setzt 
später und von höherem Niveau aus 
ein als bisher angenommen. Damit 
entsteht zukünftig unter anderem ein 
potenzieller Spielraum für eine Um-
verteilung, Verkürzung und Flexibili-
sierung von Arbeitszeit (Stöver/Wolter 
2015). Dies ist bedeutsam, da beste-
hende Modellierungen ohne eine er-
höhte Zuwanderung bis 2030 von der 
Notwendigkeit ausgehen, Arbeitszei-
ten entgegen dem Trend der letzten 
20 Jahre wieder zu verlängern, um die 
demografisch bedingt rückläufige Zahl 
an erwerbsfähigen Personen zum Teil 
wieder auszugleichen (z. B. Maier/ Zika 
et al. 2014, Prognos 2015).

Diagramm 2: Beschäftigungs-, Arbeitslosen- und SGB-II-Hilfequoten; Quelle: BA-Statistik 2016
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Methodischer Hinweis: Quoten mit anderer bzw. 
eingeschränkter, aber periodengleicher Bezugsgröße, 
deshalb Abweichungen zu anderen Veröffentlichungen.
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Lesehilfe:
Syrer haben eine SV-Beschäftigungsquote  
von 5,6 % (horizontale Achse) und eine 
Arbeitslosenquote von 64,2 % (vertikale Achse 
grauer Punkt) sowie eine SGB II-Hilfequote 
von 50,8 % (vertikale Achse roter Punkt).

Beschäftigungs- und Arbeitslosenquote vom 
November 2015; Hilfequote vom Oktober 2015.
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Wie das zusätzliche Arbeitskraftan-
gebot wirkt, hängt jedoch wesentlich 
vom sogenannten Integrationseffekt 
ab. Bei den zugewanderten Flücht-
lingen ist eine hohe Ausbildungs- und 
Erwerbsneigung anzunehmen, aber 
ihre Bildungs- und Erwerbschancen 
werden rechtlich und migrationspo-
litisch gestaltet und hängen von der 
Personalpolitik der Unternehmen ab. 
Auch wenn die Flüchtlinge zu drei Vier-
teln erwerbsfähig sind (IAB 2015b), be-
schränken Beschäftigungsverbot und 
Vorrangprüfung zunächst ihren Zugang 
zum Arbeitsmarkt, und ohne Spracher-
werb und Qualifizierung können nur 
wenige erwerbstätig werden. Daher 
nimmt das IAB als Flüchtlingseffekt 
auch eine Zunahme der Arbeitslosig-
keit und des SGB-II-Leistungsbezugs 
an. Diagramm 2 zeigt, wie sich die ver-
schiedenen Gruppen der Zuwanderung 
nach den Beschäftigungschancen und 
dem Risiko der Arbeitslosigkeit und des 
SGB-II-Bezugs unterscheiden. Arbeits-
losmeldung und Grundsicherungsbe-
zug können für diese Personengruppe 
auch Schritte ins Beschäftigungssys-
tem darstellen. 

Die Modellierung des Arbeitsmarkts 
nach Qualifikationsniveau und 

Berufs gruppen ergibt ab Mitte der 
2020er Jahre eine wachsende demo-
grafische Lücke zwischen Nachfrage 
und Angebot an Arbeitskräften mit 
mittleren, nichtakademischen Berufs-
abschlüssen (Maier/Zika et al. 2014). 
Die wenigen verfügbaren Informationen 
über mitgebrachte Abschlüsse (BIBB 
2016: 285) Sonnenburg/Stöver et al. 
2016) deuten darauf hin, dass die zu-
gewanderten Flüchtlinge nach weite-
rer schulischer Nachqualifizierung und 
Sprachförderung dazu beitragen könn-
ten, Arbeits- und Fachkräfteengpässe 
in bestimmten Berufsfeldern im mittle-
ren Qualifikationsbereich zu erweitern.

Typische Einwanderungsverläufe be-
reits Zugewanderter unterscheiden 
sich nach dem Anteil von Bildungs- und 
Erwerbs zeiten und nach Auf- und Ab-
stiegen gegenüber der Bildungs- und 
Erwerbsbiografie im Herkunftsland 
(Söhn 2015, 2014). Der Integrationsef-
fekt wird davon abhängen, wie sich die 
zugewanderten Flüchtlinge auf die ver-
schiedenen Verlaufsmuster verteilen. 
Für die migrationspolitische Gestaltung 
ist wesentlich, ob ihre Aufenthaltszeit 
bis zum Abschluss von Asylverfahren 
und bis zum rechtlichen Arbeitsmarkt-
zugang für Qualifizierung genutzt wird.

Haushaltsstrukturen 
und Konsummuster

Von der Größe der Migrationshaushalte 
und der realisierten Erwerbsbeteiligung 
hängt ab, welchen Wohnungsbedarf 
sie haben und welche Güter sie nach-
fragen können. Noch stärker als bei der 
Abschätzung der Erwerbschancen be-
grenzt die Dateninfrastruktur die Mög-
lichkeit, Annahmen zu Haushaltsbildung, 
Einkommens- und Konsumstrukturen 
der Flüchtlinge auf Informationen für 
vergleichbare, bereits zugewanderte 
Gruppen zu stützen. Hierzu besteht er-
heblicher Forschungsbedarf. Da die neu 
Zugewanderten jedenfalls einen hohen 
Nachholbedarf bei Ausstattungsgütern 
haben und nicht sparen können, werden 
ihre geringen Einkommen unmittelbar 
die Nachfrage privater Haushalte erhö-
hen. Die Bauinvestitionen werden auf ein 
Niveau steigen, das seit den ersten Jah-
ren nach der Wiedervereinigung nicht 
mehr erreicht wurde. Fraglich sind je-
doch Finanzierung und Qualität der Bau-
maßnahmen: Zielen sie auf kurzfristige 
öffentlich-rechtliche Unterbringung oder 
auf dauerhaft angemessene Versorgung 
am allgemeinen Wohnungsmarkt? Je-
denfalls werden bis zu 350.000 Fertig-
stellungen von Wohnungen bei einer 
Ausweitung des sozialen Wohnungs-
baus angestrebt (BMUB 2016). 

Zunehmende sozialräumliche 
Ungleichheit

Die neue Zuwanderung wird regiona-
le Disparitäten aller Voraussicht nach 
nicht abmildern, sondern verschärfen. 
Die erhöhte Zuwanderung wird zu Be-
ginn steigende Beschäftigtenzahlen 
im Dienstleistungsbereich (z. B. Er-
ziehung und Unterricht, Verwaltung, 
Gesundheit, Einzelhandel) auslösen. 
Davon profitieren stätische Regionen 
mit hohem Dienstleistungsanteil stär-
ker (Stöver/Wolter 2015, Bieritz/Stö-
ver et al. 2015). Zum anderen wird die 
Binnenwanderung der in Deutschland 
verbleibenden Zuwanderer vor allem 
westdeutsche Regionen mit starker 
Migrationsbevölkerung zum Ziel haben, 
während ostdeutsche Schrumpfungs-
regionen mit einem geringen Anteil an 
Personen mit Migrationshintergrund 
Wanderungsverlierer sein werden (Ma-
retzke/Schlömer 2015). Auch zu den 

Sozioökonomische Modellierung

Ausgehend von wenigen äußeren, „exogenen“ Vorgaben wird im ökonome-
trischen Projektions- und Simulationsmodell Modell INFORGE (Interindustry 
Forecasting Germany) unter Berücksichtigung wichtiger Bestandsgrößen (z. B. 
Bevölkerung, Haushalte, Wohnungen) die Entwicklung von Wirtschaftszweigen 
in einem konsistenten System „endogen“ errechnet. Die ermittelten Größen 
werden im Kontensystem der amtlichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung gebucht. Der Projektionshorizont reicht aktuell bis 2035. Um den IN-
FORGE-Kern gruppiert sich eine Reihe von Erweiterungen, die teils exogene 
Vorgaben liefern, teils vollständig in die Modellwelt integriert werden. Dazu 
zählen das sozioökonomische Bevölkerungsmodul DEMOS, das an die Bevöl-
kerungsvorausberechnung der amtlichen Statistik anschließt, das umweltöko-
nomische Modell PANTA RHEI und das Außenhandelsmodul TINFORGE. Das 
Modell Q-INFORGE liefert regelmäßige Projektionen der langfristigen Entwick-
lung von Qualifikationen und Berufen am deutschen Arbeitsmarkt, die Modelle 
REGIO und LÄNDER ermöglichen regionalisierte Anwendungen.

Die GWS-Modelle werden auch von der Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung und vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundes-
agentur für Arbeit genutzt. In der sozioökonomischen Berichterstattung dienen 
sozialwissenschaftliche Umfragedaten und Datensätze der Arbeitsmarktstatis-
tik dazu, die hoch aggregierten Daten der ökonometrischen Modelle auszudiffe-
renzieren und durch Verteilungsinformationen zu ergänzen („Mikrofundierung“).
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Faktoren, welche die sozialräumliche 
Verteilung der Zuwanderung beeinflus-
sen, ist weitere Forschung erforderlich.

3.  Migrationspolitik ist 
Gesellschaftsgestaltung

Die unsichere politische Lage in vielen 
Herkunftsregionen und die ökonomische 
Sonderentwicklung Deutschlands spre-
chen dafür, die öffentlichen Haushalte, 
den Arbeits- und Wohnungsmarkt und 
die kommunale Daseinsvorsorge auf an-
haltend hohe Zuwanderung einzustellen. 
Die Bevölkerung wird bis 2030 nicht zu-
rückgehen, sie wird diverser. Diversität 
und unterschiedlichste Migrationsge-
schichten werden die sozialstaatlichen 
Institutionen fordern und die deutsche 
Gesellschaft verändern. Die demogra-
fische Herausforderung besteht darin, 
eine Kombination gleichzeitiger, ge-
genläufiger Entwicklungen politisch zu 
gestalten. Am Arbeitsmarkt sind Investi-
tionen in die Bildungs- und Erwerbsteil-
habe der Zugewanderten Aufgaben ei-
ner gestaltenden Gesellschaftspolitik, 
und sie eröffnen Chancen für die sozi-
oökonomische Entwicklung. Die eigent-
liche demografische Frage wird sein, wie 
„inklusiv“ sozialstaatliche Institutionen 
und sozioökonomische Strukturen für 
Migrant/innen gestaltet werden können 
und wie Verteilungskonflikte bearbeitet 
werden, kurz: wie viel Zuwanderung die 
Gesellschaft akzeptiert. 
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